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I 0011/2017 (FD) 
Interpellation Simon Bürki (SP, Biberist): Handlungsbedarf beim Angebot Pensions-

kasse Kanton Solothurn (24.01.2017)  

 
Die Mitarbeiter der kantonalen Verwaltung, die Lehrerinnen und Lehrer oder auch das Perso-
nal der Solothurner Spitäler AG sind zwingend bei der kantonalen Pensionskasse (PKSO) versi-
chert. Das trifft auf die Organisationen mit Anschlussvertrag nicht zu (wie z.B. Einwohnerge-
meinden, Zweckverbände oder auch Institutionen im Alters- und Behindertenbereich). Sie 
können ihre Verträge auf Jahresende kündigen. Von dieser Möglichkeit haben einige Ge-
meinden und weitere Einrichtungen seit zwei Jahren Gebrauch gemacht. Per Ende 2015 ha-
ben Wangen bei Olten, Schönenwerd und Oensingen die PKSO verlassen. Per Ende 2016 kün-
digten auch die Gemeinden Zuchwil und Mümliswil sowie das Sportzentrum Zuchwil ihre 
PKSO-Verträge. Auch in weiteren Gemeinden werden Überlegungen gemacht. Mit jedem 
Austritt nimmt das Risiko für die verbleibenden Anschlussmitglieder und Versicherten zu. 
Weniger Versicherte bedeutet auch ein reduziertes Vorsorgekapital, das für die Erreichung 
der Sollrendite von 2.6% (gem. Geschäftsbericht 2015) zur Verfügung steht. 
Die Leistungen der kantonalen Pensionskasse reichen anscheinend heute nicht mehr, um im 
Wettbewerb genügend attraktiv zu sein. Es wird zwar von «guten Leistungen zu niedrigen 
Verwaltungskosten gesprochen» und im Vergleich zu den Leistungen seien zudem die «Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge eher tief». Im Unterschied zu einigen anderen Stiftun-
gen in der beruflichen Vorsorge setze die PKSO auf eine «risikobewusste Anlagestrategie».  
Im Gleichschritt mit dem Kanton waren die Anschlussmitglieder gezwungen, sich an der Aus-
finanzierung der Kasse per 1. Januar 2015 zu beteiligen. Damit haben sie die Freiheit, ohne 
finanziellen Aufwand aus der PKSO auszutreten. Leider stehen den Abgängen keine Zugänge 
gegenüber. Dazu kommt, dass die aktuellen Anschlussverträge der PKSO es zulassen, dass 
Unternehmen mit Anschlussvertrag nur mit den aktiv Versicherten die Kasse wechseln kön-
nen. Damit nimmt der Rentneranteil in der PKSO überproportional zu.  
In ihrer Antwort auf die Interpellationen zu den Lohnerhöhungen innerhalb der PKSO hält 
die Regierung im Jahr 2015 fest, dass die angestrebte Autonomie der PKSO noch nicht voll-
ständig umgesetzt sei. Dies hätten mehrere Rechtsgutachten gezeigt. Auf Ende 2016 stellte 
sie deshalb eine Änderung mehrerer Gesetze in Aussicht. Trotz Selbstständigkeit stellen sich 
Fragen, da das finanzielle Restrisiko beim Kanton und seinen Versicherten verbleibt (Sanie-
rungsbeiträge).  
 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden 
Fragen:   
1. Bereits per Ende 2015 haben einige Gemeinden die Pensionskasse verlassen. Was wurde 

seither an konkreten Massnahmen unternommen und auch umgesetzt? 
2. Die Pensionskasse verliert Anschlussmitglieder, aber gewinnt keine dazu. Damit nimmt 

das Risiko für den Kanton zu und die Leistungen für die verbleibenden Versicherten ver-
schlechtern sich längerfristig. Wie soll die Situation verbessert werden? 

3. Wie bezahlen die austretenden Gemeinden ihren Anteil an der Ausfinanzierung der Pen-
sionskasse (effektiv fehlende Deckungsbeiträge der bei der Pensionskasse versicherten 
Personen von der jeweiligen Gemeinde in den vergangenen Jahren)? 



4. Gemäss Anschlussvertrag wechseln nur die aktiv Versicherten die Kasse bei einer Pensi-
onskassenkündigung und die Rentner verbleiben in der PKSO. Ist dies noch zeitgemäss 
und längerfristig finanzierbar? 

5. Welche Gesamtstrategie verfolgt die PKSO zukünftig? Soll sie a) nur die kantonalen An-
gestellten und die Mitarbeitenden der Spitäler versichern, b) Status Quo beibehalten 
gem. heutigen Rahmenbedingungen mit keiner Flexibilität oder soll sie sich c) dem Wett-
bewerb stellen für Anschlussmitglieder mit flexiblen Anschlussverträgen (wie z.B. in Kt. 
BE, BL, AG)? 

6. In welcher Form sollen die Anschlussmitglieder organisatorisch betreut werden (Sammel- 
oder Gemeinschaftseinrichtungen mit ev. eigenen Kommissionen)? 

7. Kann mit individuellen oder einigen verschiedenen wählbaren Anlagestrategien und Leis-
tungsangebote die Attraktivität und Flexibilität für die Anschlussmitglieder erhöht wer-
den? 

8. Wie steht die PKSO im Vergleich zur (öffentlichen und privaten) Konkurrenz da (z.B. 
Verwaltungskosten, technischer Zinssatz, Umwandlungssatz, Verzinsung Altersguthaben, 
Projektion Guthaben mit 65, Anlagenrenditen, Reserven)? 

9. Wo liegen die grössten Probleme im Vergleich zu anderen Pensionskassen, die z.B. von 
den austretenden Gemeinden gewählt wurden? Wie werden diese gelöst? 

10. Die Pensionskasse wurde per 01.01.2015 verselbstständigt. Mit dem neuen Pensionskas-
sen-Gesetz ist nicht mehr der Regierungsrat, sondern die Verwaltungskommission zu-
ständig. Das Risiko der Pensionskasse trägt jedoch schlussendlich der Kanton (lender of 
last resort) und seine Versicherten. Wie kann der Kanton seine Strategie und damit auch 
Risiken steuern? 

11. Wäre es nicht sinnvoller, dass der Regierungsrat einen grösseren Einfluss zu Gunsten sei-
ner versicherten Mitarbeitenden beibehalten würde? 

12. Ist die Regierung bereit die notwendigen Massnahmen zusammen mit den in Aussicht 
gestellten Änderungen mehrerer Gesetze umzusetzen? Wenn ja, bis wann? 

13. Wie selbständig und oder sogar völlig unabhängig muss die PKSO gem. neuem Pensions-
kassen-Gesetz sein und wie wird dies in anderen Kantonen geregelt? 

 
Begründung 24.01.2017: Im Vorstosstext enthalten. 
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